
 

  

S 77 AL 3346/02

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 10
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 77 AL 3346/02
Datum 14.07.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 10 AL 48/03
Datum 18.06.2004

3. Instanz

Datum -

Die Berufung wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten des
Berufungsverfahrens sind nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

GrÃ¼nde:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber einen Anspruch auf Arbeitslosengeld (Alg) fÃ¼r die
Zeit vom 9. Oktober 2001 bis 13. Januar 2002, insbesondere darÃ¼ber, ob die
Anwartschaftszeit durch sozialversicherungspflichtige BeschÃ¤ftigungen in
Frankreich erfÃ¼llt ist.

Die KlÃ¤gerin war bis Ende Februar 1999 sozialversicherungspflichtig im V Klinikum
in Berlin beschÃ¤ftigt. AnschlieÃ�end begab sie sich nach Frankreich und war dort
von MÃ¤rz 1999 bis Ende September 2001 bei verschiedenen Arbeitgebern
sozialversicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Im Durchschnitt verdiente sie etwa
1.500,- Euro.

Nach Beendigung der letzten BeschÃ¤ftigung reiste sie in die Bundesrepublik
Deutschland ein, meldete sich mit Wirkung vom 9. Oktober 2001 arbeitslos und
beantragte Leistungen. Mit Bescheid vom 10. Oktober 2001 lehnte die Beklagte den
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Antrag ab, weil die Anwartschaftszeit nicht erfÃ¼llt sei. Die KlÃ¤gerin habe
innerhalb der Rahmenfrist von drei Jahren vor dem 9. Oktober 2001 nicht
mindestens 12 Monate in einem VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis gestanden.

Im Widerspruchsverfahren machte die KlÃ¤gerin geltend, ihre in Frankreich
zurÃ¼ckgelegten BeschÃ¤ftigungszeiten mÃ¼ssten von der Beklagten
berÃ¼cksichtigt werden. Von der franzÃ¶sischen Arbeitsverwaltung kÃ¶nne sie
Leistungen nicht erhalten, da sie in Berlin wohne und daher dem franzÃ¶sischen
Arbeitsmarkt nicht zur VerfÃ¼gung stehe. Nach Anfrage beim Bundesministerium
fÃ¼r Arbeit und Sozialordnung wurde ihr von dort mit Schreiben vom 22. Januar
2002 bestÃ¤tigt, dass es wenig aussichtsreich sei, auf Leistungen der
Arbeitslosenversicherung fÃ¼r die Zeit nach der RÃ¼ckkehr nach Deutschland zu
bestehen. Der arbeitsmarktpolitische Grund fÃ¼r die insoweit restriktiven
Regelungen der VO (EWG) Nr. 1408/71 sei darin zu sehen, dass der Bezug von
Leistungen bei Arbeitslosigkeit besondere Anstrengungen des Arbeitssuchenden
voraussetze und der Gemeinschaftsgesetzgeber deshalb jedem Mitgliedsstaat
zunÃ¤chst das Recht habe einrÃ¤umen wollen, sich selbst um die berufliche
Wiedereingliederung zu bemÃ¼hen, bevor der Arbeitslose den Versuch
unternehme, auf dem Arbeitsmarkt eines anderen Mitgliedsstaates eine Arbeit zu
finden. Da die KlÃ¤gerin aus eigenem BemÃ¼hen ab dem 14. Januar 2002 wieder
eine Arbeitsstelle gefunden habe, rÃ¤ume die VO (EWG) Nr. 1408/71 ihr bei
erneuter Arbeitslosigkeit ein Recht auf BerÃ¼cksichtigung der franzÃ¶sischen
Vorversicherungszeit ein, falls die deutschen Versicherungszeiten fÃ¼r einen
Anspruchserwerb nicht ausreichten. Dem Widerspruch blieb mit zurÃ¼ckweisendem
Widerspruchsbescheid vom 13. Juni 2002 der Erfolg versagt.

Die hiergegen erhobene Klage hat das Sozialgericht mit Urteil vom 14. Juli 2003
abgewiesen und zur BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt, ein Anspruch bestehe mangels
ErfÃ¼llung der Anwartschaftszeit nicht. GemÃ¤Ã� Â§ 117 Abs. 1 Nr. 3
Sozialgesetzbuch/Drittes Buch (SGB III) bestehe ein Anspruch auf GewÃ¤hrung von
Arbeitslosengeld nur dann, wenn die Anwartschaftszeit erfÃ¼llt sei. Die
Anwartschaftszeit erfÃ¼lle, wer in der Rahmenfrist mindestens 12 Monate in einem
VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis gestanden habe (Â§ 123 Satz 1 Nr. 1 SGB III). Die
Rahmenfrist betrage drei Jahre und beginne mit dem Tag vor der ErfÃ¼llung aller
sonstigen Voraussetzungen fÃ¼r den Anspruch auf Arbeitslosengeld (Â§ 124 Abs. 1
SGB III). MaÃ�geblich sei somit der Zeitraum vor der Arbeitslosmeldung am 9.
Oktober 2001. Da deutsche BeschÃ¤ftigungszeiten in dieser Rahmenfrist nicht in
ausreichendem Umfang vorlÃ¤gen und die franzÃ¶sischen Zeiten nicht
berÃ¼cksichtigt werden kÃ¶nnten, bestehe kein Anspruch. GemÃ¤Ã� Artikel 67
Abs. 1 der VO (EWG) Nr. 1408/71 berÃ¼cksichtige der zustÃ¤ndige TrÃ¤ger eines
Mitgliedsstaates die Versicherungs- und BeschÃ¤ftigungszeiten, die als
Arbeitnehmer nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedsstaates
zurÃ¼ckgelegt worden seien, als handele es sich um Versicherungszeiten, die nach
den eigenen Rechtsvorschriften zurÃ¼ckgelegt worden seien. Diese
Zusammenrechnung der Versicherungs- und BeschÃ¤ftigungszeiten fÃ¼r die
GewÃ¤hrung von Arbeitslosengeld sei nach Abs. 3 der zitierten Vorschrift jedoch
davon abhÃ¤ngig, dass die betreffende Person unmittelbar zuvor
Versicherungszeiten nach den Rechtsvorschriften zurÃ¼ckgelegt habe, nach denen
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die Leistungen beantragt worden seien. Die KlÃ¤gerin habe jedoch unmittelbar vor
Antragstellung und Arbeitslosmeldung bei der Beklagten in Deutschland keine
Versicherungszeiten zurÃ¼ckgelegt. Auf die zuvor in Frankreich zurÃ¼ckgelegten
BeschÃ¤ftigungszeiten kÃ¶nne nicht abgestellt werden. Nach dem insoweit
eindeutigen Wortlaut komme es darauf an, dass fÃ¼r die KlÃ¤gerin vor
Antragstellung bereits das deutsche Sozialrecht gegolten habe. Der Fall der
KlÃ¤gerin werde auch nicht von der Regelung des Artikel 71 Abs. 1 lit. a (ii) oder lit.
b (ii) der VO (EWG) Nr. 1408/71 erfasst. Nach ihrem eigenen zutreffenden Vortrag
sei sie keine GrenzgÃ¤ngerin im Sinne der 1. Alternative gewesen. Von der 2.
Alternative der Vorschrift werde sie deshalb nicht erfasst, weil sie bei AusÃ¼bung
der BeschÃ¤ftigung in Frankreich keinen "gelebten Wohnsitz" mehr in der
Bundesrepublik gehabt habe. Es bestehe auch kein Anspruch gegen die Beklagte
auf GewÃ¤hrung von Arbeitslosengeld fÃ¼r hÃ¶chstens drei Monate gemÃ¤Ã�
Artikel 69 Abs. 1 VO (EWG) Nr. 1408/71. Die Vorschrift habe zur Voraussetzung,
dass der Arbeitslose vor seiner Abreise wÃ¤hrend mindestens vier Wochen nach
Beginn der Arbeitslosigkeit bei der Arbeitsverwaltung des zustÃ¤ndigen Staates â��
hier Frankreich â�� als Arbeitssuchender gemeldet gewesen sei und dieser zur
VerfÃ¼gung gestanden habe. Ausnahmsweise kÃ¶nne der zustÃ¤ndige TrÃ¤ger
oder die zustÃ¤ndige Arbeitsverwaltung die Abreise vor Ablauf der Frist
genehmigen. Die KlÃ¤gerin habe sich vor ihrer Ausreise in die Bundesrepublik in
Frankreich weder arbeitslos gemeldet noch liege eine Genehmigung der
franzÃ¶sischen BehÃ¶rde fÃ¼r die Ausreise vor Ablauf der Frist vor.

Gegen das ihr am 6. August 2003 zugestellte Urteil wendet sich die KlÃ¤gerin mit
der Berufung vom 1. September 2003. Sie macht geltend, sie sei fest davon
ausgegangen, dass die franzÃ¶sischen BeitrÃ¤ge nicht "unter den Tisch fielen".
Artikel 67 Abs. 3 VO (EWG) Nr. 1408/71 sei so auszulegen, dass mit dem Terminus
"Rechtsvorschriften" nicht zwingend nationale Vorschriften des Landes gemeint
seien, in dem Leistungen beantragt worden seien. Ausreichend mÃ¼sse die
ZurÃ¼cklegung von Versicherungszeiten sein, die Ã¼berhaupt Grundlage eines
Versicherungsfalles sein kÃ¶nnten. Elementares Ziel der VO (EWG) Nr. 1408/71 sei
die Sicherung des Leistungsexports. Diesem Rechtsgedanken widerspreche das
Urteil des Sozialgerichts.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 14. Juli 2003 und den Bescheid der
Beklagten vom 10. Oktober 2001 in der Fassung des Widerspruchs- bescheides vom
13. Juni 2002 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihr Arbeitslosengeld vom
9. Oktober 2001 bis 13. Januar 2002 zu gewÃ¤h- ren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie bezieht sich auf den Inhalt ihrer Bescheide und das ihrer Auffassung nach
zutreffende Urteil des Sozialgerichts.
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Wegen der weiteren Einzelheiten der Sachdarstellung und der
RechtsausfÃ¼hrungen wird auf den Inhalt der Gerichtsakten und der
Verwaltungsakten der Beklagten Bezug genommen. Diese haben bei der
Entscheidung des Senats vorgelegen.

Der Senat konnte die Berufung durch Beschluss nach Â§ 153 Abs. 4
Sozialgerichtsgesetz (SGG) zurÃ¼ckweisen, da er sie einstimmig fÃ¼r
unbegrÃ¼ndet hÃ¤lt und eine mÃ¼ndliche Verhandlung nicht erforderlich ist. Die
Beteiligten wurden hierzu mit Schreiben vom 19. April 2004 angehÃ¶rt.

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet, da die KlÃ¤gerin mangels ErfÃ¼llung
der Anwartschaftszeit keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld hat (Â§Â§ 117 Abs. 1
Nr. 3, 123 Satz 1 Nr. 1, 124 Abs. 1 SGB III in Verbindung mit Artikel 67 der VO (EWG)
Nr. 1408/71). Zur Vermeidung von Wiederholungen nimmt der Senat Bezug auf das
unter Heranziehung von Literatur und Rechtsprechung ausfÃ¼hrlich begrÃ¼ndete
Urteil des Sozialgerichts (Â§ 153 Abs. 2 SGG).

Zum Berufungsvorbringen ist ergÃ¤nzend auszufÃ¼hren, dass es entgegen der
Behauptung der KlÃ¤gerin nicht elementares Ziel der Artikel 67 ff. VO (EWG) Nr.
1408/71 ist, eine LeistungsgewÃ¤hrung in jedem Fall sicherzustellen. Dies ist schon
dem eindeutigen Wortlaut des Artikel 67 Abs. 3 VO (EWG) Nr. 1408/71 zu
entnehmen, der die ZurÃ¼cklegung von berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higen Zeiten nach
den nationalen Vorschriften des Mitgliedsstaates, der in Anspruch genommen
werden soll, vorschreibt, bevor Leistungen aufgrund der in einem anderen
Mitgliedsstaat zurÃ¼ckgelegten BeschÃ¤ftigung verlangt werden kÃ¶nnen. FÃ¼r
die von der KlÃ¤gerin bevorzugte Auslegung der Vorschrift gibt ihr Wortlaut nichts
her. Denn dort ist eindeutig von den Rechtsvorschriften die Rede, nach denen die
Leistungen beantragt werden. Dies sind im vorliegenden Fall ohne Zweifel die
deutschen Rechtsvorschriften, denn die KlÃ¤gerin begehrt Leistungen nach eben
diesen deutschen Vorschriften. Zu einer LeistungsgewÃ¤hrung durch die Beklagte in
beschrÃ¤nktem Umfang hÃ¤tte es in Deutschland nur kommen kÃ¶nnen, wenn die
KlÃ¤gerin zunÃ¤chst in Frankreich Leistungen der dortigen
Arbeitslosenversicherung bezogen hÃ¤tte (vgl. Artikel 69 VO (EWG) Nr. 1408/71).

Auch der Sinn und Zweck der einschlÃ¤gigen Vorschriften spricht nicht fÃ¼r die
Rechtsauffassung der KlÃ¤gerin. Bereits im Schreiben des Bundesministeriums fÃ¼r
Arbeit und Sozialordnung vom 22. Januar 2002 wurde der KlÃ¤gerin zutreffend
erlÃ¤utert, dass es nach Eintritt des versicherten Risikos Arbeitslosigkeit zunÃ¤chst
das Recht des Mitgliedsstaates, in dem die Arbeitslosigkeit eingetreten ist, sein
sollte, fÃ¼r eine Wiedereingliederung des Arbeitslosen zu sorgen. Dieses Recht
lÃ¤sst sich zwanglos auch als Pflicht des Mitgliedsstaates, der zuvor die BeitrÃ¤ge
aus der versicherten BeschÃ¤ftigung eingezogen hat, interpretieren. Tritt
Arbeitslosigkeit in einem Mitgliedsstaat ein, soll zunÃ¤chst dieser Mitgliedsstaat
fÃ¼r die Leistungserbringung und Wiedereingliederung des Arbeitslosen zustÃ¤ndig
sein. Ein weiterer Mitgliedsstaat soll aufgrund der in einem anderen Mitgliedsstaat
zurÃ¼ckgelegten BeschÃ¤ftigung erst in Anspruch genommen werden kÃ¶nnen,
wenn der Arbeitslose vor der Inanspruchnahme der dortigen Leistungen auch dort
BeschÃ¤ftigungszeiten zurÃ¼ckgelegt hat. Diese fÃ¼r alle Mitgliedsstaaten
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geltende Regelung dient dem Schutz der nationalen Sozialversicherungssysteme
vor Inanspruchnahme aufgrund von BeschÃ¤ftigungen, die in dem jeweiligen
nationalen System gerade nicht beitragspflichtig waren. Die KlÃ¤gerin hat vor
diesem Hintergrund nicht dargelegt, aus welchen GrÃ¼nden diese Zielsetzung der
geltenden Regelungen europÃ¤ischen oder nationalen Vorschriften widersprechen
sollte.

Unzutreffend ist auch die Behauptung der KlÃ¤gerin, ihre BeitrÃ¤ge in Frankreich
seien durch diese Rechtsauslegung "unter den Tisch gefallen". Zum einen ist sie
darauf hinzuweisen, dass sie in Frankreich hÃ¤tte Leistungen in Anspruch nehmen
kÃ¶nnen. HÃ¤tte sie dies getan, hÃ¤tte sie auch in Deutschland â�� zumindest in
bestimmtem Umfang â�� Leistungen in Anspruch nehmen kÃ¶nnen. Zum anderen
dienen die franzÃ¶sischen BeitrÃ¤ge der ErfÃ¼llung einer Anwartschaftszeit nach
AusÃ¼bung einer weiteren BeschÃ¤ftigung in Deutschland. So hatte die KlÃ¤gerin
bei erneuter Arbeitslosmeldung zum 3. Juni 2002 nach Aufnahme der
BeschÃ¤ftigung ab dem 14. Januar 2002 nur aufgrund der franzÃ¶sischen
Beitragszeiten Anspruch auf Leistungen.

Der europÃ¤ische oder nationale Gesetzgeber ist nicht verpflichtet, der KlÃ¤gerin
jedes Risiko fÃ¼r eine von ihr zu vertretende Entscheidung abzunehmen.

Letztlich kann die KlÃ¤gerin ihren Anspruch auch nicht auf einen Beratungsfehler
stÃ¼tzen, da sie nach eigenem Vortrag vor Antragstellung weder beim
franzÃ¶sischen noch beim deutschen TrÃ¤ger der Arbeitsverwaltung nachgefragt
hat, unter welchen Voraussetzungen sie deutsche Leistungen aufgrund der
franzÃ¶sischen BeschÃ¤ftigungszeiten beziehen kÃ¶nne. Sie ist vielmehr â�� auf
eigenes Risiko â�� davon ausgegangen, dass die franzÃ¶sischen Zeiten schon
BerÃ¼cksichtigung finden wÃ¼rden. Unterstellte der Senat den Vortrag der
KlÃ¤gerin im Schriftsatz vom 14.Juni 2003, Seite 2, 1. Absatz als richtig, so entfiele
der Anspruch auf Arbeitslosengeld schon mangels EigenbemÃ¼hungen, zu denen
die KlÃ¤gerin nach Â§ 119 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. Abs. 5 SGB III verpflichtet gewesen
wÃ¤re. HÃ¤tte die KlÃ¤gerin tatsÃ¤chlich â�� nach eigenem Vortrag ohne weiteres
erfolgreiche -EigenbemÃ¼hungen unterlassen wollen, so hÃ¤tte sie von Anfang an
die Absicht gehabt, Leistungen zu Unrecht zu beziehen. Im Ã�brigen ergibt sich aus
dem Widerspruchsvorbringen vom 5. November 2001, dass der KlÃ¤gerin die
einschlÃ¤gige Norm (Artikel 67 VO (EWG) Nr. 1408/71) bekannt war. Dennoch hat
sie nicht "von einem Tag auf den anderen", wie im Schriftsatz vom 14. Juni 2004
behauptet, eine BeschÃ¤ftigung angetreten. Insoweit fehlt es bereits an einer
KausalitÃ¤t zwischen dem behaupteten Beratungsfehler und der Arbeitslosigkeit.
Ein Anspruch auf Arbeitslosengeld nach den GrundsÃ¤tzen des sozialrechtlichen
Herstellungsanspruchs, der einen (kausalen) Beratungsfehler der Beklagten
voraussetzen wÃ¼rde, kommt deshalb nicht in Betracht.

Die Behauptung, die Beklagte habe pflichtwidrig und schuldhaft gehandelt, wÃ¤re
nur im Rahmen eines vor dem Landgericht zu verhandelnden
Amtshaftungsanspruchs von Bedeutung.

Die Berufung war daher zurÃ¼ckzuweisen.
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Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht vor.
Die Rechtssache hat keine grundsÃ¤tzliche Bedeutung, da eine
klÃ¤rungsbedÃ¼rftige Rechtsfrage nicht ersichtlich ist.

Erstellt am: 10.11.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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